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Einleitung 

In alle konstitutionellen Verfassungen des 18. und 19. Jahrhunderts 
wurde neben der Unverantwortlichkeit des Staatsoberhauptes auch 
das Institut der Ministerverantwortlichkeit aufgenommen. Es ist ein 
unbestrittener Satz der staatsrechtlichen Literatur, daß diese beiden 
Prinzipien die wichtigsten konstitutionellen Grundsätze beinhalten 
und in ihrer Verbindung den "SchZußstein des Konstitutionalismus" 
bilden1• Dabei fällt dem Institut der Ministerverantwortlichkeit die 
Aufgabe zu, die Ausübung der hoheitlichen Gewalt an Stelle des un-
verantwortlichen Staatsoberhauptes gegenüber den Kontrollrechten 
der Volksvertretung zu vertreten und diesem Staatsorgan die Mög-
lichkeit einzuräumen, über die Einhaltung der Gesetze und insbeson-
dere der Verfassung zu wachen und sie notfalls zu erzwingen2• Diese 
Aufgabe konnte das Institut der Ministerverantwortlichkeit allerdings 
nur erfüllen, wenn es als gleichwertig zur Unverantwortlichkeit des 
Staatsoberhauptes verstanden und behandelt wurde. 

In der vorliegenden Arbeit soll nun untersucht werden, ob die in den 
§§ 14 und 17 der Holsteinischen Verfassung vom 11. Juni 18543 gere-
gelte Ministeranklage und Beschwerde an den König solch eine wirk-
same Begrenzung der Exekutivgewalt beinhalten. Bei der Beantwor-
tung dieser Frage werden die von der achten Holsteinischen Provin-
zialständeversammlung gegen den Minister für die Herzogtümer Hol-
stein und Lauenburg Ludwig NicoZaus von Scheele eingeleiteten Ver-
fahren, die in der Literatur zwar erwähnt', aber bislang in ihrer 
staatsrechtlichen Problematik noch nicht behandelt worden sind6, ob-

1 Dallinger, S. 59; Frisch, S. 104; Maurer, S. 6; Passow, S. 40 f.; Putzrath, 
s. 39. 

2 Dallinger, S. 63; Frisch, S. 184; Hauke, S. 24 f.; Samuely, S. 65 ff. 
3 Holst. GMinBl. 1854 Nr. 111; Urkundenbuch, S. 51 ff. 
4 Boysen, S. 18 f.; DöhTing, SchlHA 1959, 229 (234 f.); von Hedemann-

Hees'pen, S. 688 f.; Henrici, S. 50; Lorenzen, ZSHG 87 (1962), 153 (169 f.); 
Lüders, SchlHA 1934, 241 (243); Tagg, S. 9 ff.; Thudichum, Annalen des 
Deutschen Reichs 1885, 637 (663 f.). 

s Ausschließlich mit den Verfahren gegen den Minister von Scheele be-
fassen sich nur drei anonyme Flugschriften aus dem Jahre 1856. Zwei von 
ihnen (Die Holsteinische Provinzialständeversammlung gegen den Minister! 
Der Minister aber für das Volk!; Zur Widerlegung der Bargum'schen Ver-
theidigungsschrift für den Minister von Scheele) sind noch vor Abschluß der 
Ministeranklage erschienen, während die dritte Flugschrift (Ein Wort über 
die Entscheidung des Oberappellationsgerichts) zwei Monate nach Ende des 
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wohl sie zu den wenigen durchgeführten Verfahren dieser Art wäh-
rend der gesamten Epoche des Konstitutionalismus in Deutschland 
gehören, besondere Berücksichtigung finden. 

Prozesses verfaßt wurde. Auf Grund der eindeutigen Parteinahme für das 
Vorgehen des Ministers hat die erstgenannte Flugschrift rein politischen 
Charakter. Die Verfasser der beiden anderen Schriften behandeln die staats-
rech~iche Problematik ebenfalls nicht, sondern geben lediglich die rechtliche 
Argumentation der Anklage (Zur Widerlegung der Bargum'schen Vertheidi-
gungsschrift für den Minister von Scheele) bzw. der Verteidigung (Ein Wort 
über die Entscheidung des Oberappellationsgerichts) wieder. 



Erster Teil 

Historische Einführung 

I. Die geistig-politischen Bewegungen im 19. Jahrhundert 

Nach der Auflösung der feudalen Sozialstruktur des Mittelalters 
und der Entwicklung neuer Wirtschaftsmethoden versuchte der dritte 
Stand, die aufsteigende Schicht des besitzenden Bürgertums, seit dem 
18. Jahrhundert einen stärkeren Anteil am gesellschaftlichen und poli-
tischen Leben zu nehmen. 

Im Kampf gegen die alte ständische Ordnung bildeten dabei die 
Forderungen nach persönlicher Freiheit und politischer Gleichheit 
die geistigen Waffen. Dieses liberale Gedankengut, dessen Wurzeln 
in der englischen Aufklärung liegen und das von französischen Ge-
lehrten weiterentwickelt worden ist, hat zum ersten Mal in der ame-
rikanischen Demokratie praktische Anwendung gefunden. Seinen ent-
scheidenden Durchbruch hat es jedoch in der französischen Revolution 
von 1789 mit der Erklärung der Menschenrechte erlangt!. 

Mit dem politischen Liberalismus jener Jahre hängt der Nationa-
lismus auf das engste zusammen. Auch die nationale Idee, das Streben 
nach einem bürgerlichen Nationalstaat, ist Ausdruck des Persönlich-
keitsdenkens2. Mit der Forderung nach nationaler Einheit und Frei-
heit ging die bürgerliche Bewegung gegen die altständische Gesell-
schaftsordnung, die den priviligierten Gruppen - dem Adel und der 
Geistlichkeit- eine Vorherrschaft einräumte, vor. 

Beide Strömungen, der politische Liberalismus und der Nationa-
lismus, gingen von Frankreich aus. Die dann folgende Herrschaft Na-
poleons förderte und stärkte die Besinnung der Völker auf ihre eige-
nen kulturellen Werte. In dem Kampf gegen diese Fremdherrschaft 
spürten breite Bevölkerungsschichten zum ersten Mal, daß sie einer 
großen Schicksalsgemeinschaft angehörten. Dadurch wurde der Drang 
nach einem Nationalstaat, der dem einzelnen Bürger den erforder-

t Schnabel, Geschichte, S. 90 ff. 
2 Forsthoff, S. 72 ff.; Huber, Verfassungsgeschichte II, S. 380; zum Ent-

stehen des Nationalismus in den einzelnen Völkern Europas eingehend 
Lemberg, S. 152 ff. 
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